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NS-Opfer ausgespielt?

Ulla Jelpke

In Italien hat ein Gutachten des Völkerrechtlers Tomuschat Aufregung ausgelöst, wonach nicht nur ehemalige Militärinternierte, sondern in der Regel auch zivile Zwangsarbeiter keinen Anspruch auf Leistungen aus der Bundesstiftung hätten. Was ist Ihre Meinung dazu?

Ich teile diese Aufregung. Die Verfolgtenorganisationen der Italiener haben Recht, wenn sie fordern, dass ehemalige Militärinternierte - es handelt sich hier eindeutig nicht um Kriegsgefangene – an der Entschädigung der Zwangsarbeiter beteiligt werden, ja, dass man bei Menschen mit besonders schwerem Verfolgungsschicksal eine Ausnahme machen will. Hier wird wieder versucht, die Opfer gegeneinander auszuspielen. Das darf auf gar keinen Fall geschehen.

Hat man die Militärinternierten bewusst ausgenommen oder ist man jetzt über die Zahl der Überlebenden erschrocken und sucht wegen fehlendem Geld bei einer »Lösung« per Gutachten Zuflucht?

Es geht hier einzig und allein darum, dass man seitens der Regierung sagt, das Geld ist nicht da, deswegen können wir diese Gruppe von Opfern auf gar keinen Fall einbeziehen. Man will die Militärinternierten ausschließen, nicht nur die italienischen, sondern auch die russischen. Sie würden ja, wenn das Gutachten positiv ausgefallen wäre, ebenfalls einbezogen werden müssen. Wenn ich in der Presseerklärung der Bundesregierung lese, dass angeblich das Stiftungsgesetz Militärinternierte ausschließt, dann ist das eine völlig falsche Interpretation. Deswegen wird es auf jeden Fall einen Rechtsstreit geben. Mit diesem Gutachten kann man sich nicht zufrieden geben.

Ist das Sache des Kuratoriums oder hat die Bundesregierung das Monopol der Gesetzesinterpretation?

Das Gutachten steht schon auf der Tagesordnung der nächsten Kuratoriumsitzung im Oktober. Jetzt wird schnell daran gearbeitet werden müssen, ein Gegengutachten herbeizuschaffen. Es gibt Wissenschaftler, die sich ausführlich damit beschäftigt haben. Ich war im Juni auf einem Kongress, wo es um den Überfall der Nazis auf die Sowjetunion und auch um das Thema Zwangsarbeit und Kriegsgefangene ging. In einer Erklärung dieses Kongresses heißt es, dass überhaupt nicht verstanden wird, wieso die russischen Kriegsgefangenen nicht in die Entschädigungszahlung mit einbezogen werden.

Wie stellen sich denn die osteuropäischen Stiftungen dazu?

Sie wären froh, wenn man hier die Öffnungsklausel anwenden könnte, die beispielsweise in Polen für die Landarbeiter eingesetzt worden ist. Das könnte man auch für die Kriegsgefangenen in Russland und in Italien tun.

In der Begründung des Stiftungsgesetzes heißt es, dass Kriegsgefangene, die in den Status von Zwangsarbeitern überführt wurden, Anspruch auf Leistungen haben, wenn die anderen Voraussetzungen gegeben sind. Trifft das nicht für die meisten italienischen Militärinternierten, aber auch für Kriegsgefangene aus der Sowjetunion zu?

Genau das ist meine Meinung. Man muss in aller Deutlichkeit sagen, dass die Auslegung des Gesetzes durch das Gutachten dazu führt, dass verschiedene Gruppen der Opfer nicht berücksichtigt werden. Wir werden uns weiterhin für sie einsetzen, denn es gibt überhaupt keinen Grund dafür, dass sie ausgeschlossen werden.
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